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1. VORWORT 

 
„Und er nahm die Kinder in seine Arme, segnete sie und legte die Hände auf sie.“ 

 
Markus 10, Vers 16 Bibel in gerechter Sprache  

 
Begegnen wir Schutzbefohlenen im Sinne Jesu mit einer gewissen Unbefangenheit und reinen Herzens auf beiden 
Seiten, soll es für sie ein Segen sein. Tief verwurzelt im christlichen Glauben, sind wir - in der Nachfolge Jesu Tätigen 
- für die Kinder verlässliche Wegbegleitende. Wir sind unaufdringlich und verantwortungsvoll, respektieren sie, 
erkennen ihre Grenzen an und tragen Sorge für ihre seelische und körperliche Unversehrtheit.  
 
WIR – das sind alle hauptamtlichen, ehrenamtlichen und nebenamtlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der 
Evangelischen  

 
2. EINLEITUNG 

 
So wie in der Bibel interpretieren wir die Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Schutzbefohlenen. Wir sind offen für 
alle, die zu uns kommen, empfangen sie mit offenen Armen, Ohren und Augen. Wir heißen sie willkommen und sind 
uns gleichzeitig der enormen Verantwortung bewusst, die damit verbunden ist. 
 
Wenn diese Menschen zu uns kommen, stehen sie an einem Teilabschnitt, an einer Zwischenstation ihres 
Lebensweges. Dort holen wir sie ab und begleiten sie auf ihrem Weg weiter, die Länge der Strecke bestimmen die 
Kinder, Jugendlichen und Schutzbefohlenen selber. Mit Weitsicht und Fingerspitzengefühl führen wir sie, zeigen 
Richtungen auf und fördern sie. Und nehmen sie ernst – so, wie sie sind. 
 
Die kindliche Begegnung zeichnet eine gewisse Unbekümmertheit aus, eine Offenheit, die uns Erwachsenen 
abhandengekommen ist. Kindliches Handeln und Verhalten ist meist noch unreflektiert, auch wenn Kinder schon 
einiges erlebt haben. Für beide Seiten ist das nicht immer unproblematisch. Wie sollen wir Mitarbeitenden damit 
umgehen? Zeigen wir zu viel Distanz, fühlt sich das Kind unter Umständen abgewiesen. Besonders tragisch dann, 
wenn es unseren Rat und unsere Hilfe benötigt. Bei zu viel Nähe können die Grenzen verschwimmen – Grenzen, die 
für alle Seiten wichtig sind und Schutz bieten. Kinder testen sie noch aus und wir können ihnen dabei helfen. Auch sie 
müssen lernen, dass wir Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen Grenzen haben, die es zu respektieren gilt. „Bis hier hin und 
nicht weiter!“ geht uns deutlich leichter über die Lippen als einem Kind. Dennoch zeigen sie ihre eigenen Grenzen auf 
– wegducken, in der Körperhaltung verkrampfen, zaghafte verbale Unmutsäußerungen oder Anzeichen von „sich–
unwohl–fühlen“. Diese Signale müssen wir erkennen und respektieren. Mitunter sind dies auch Signale, die ein Indiz 
sein können für eine Gefährdung, Gewalt oder sexuellen Missbrauch. 
 

Im Umgang mit unseren Schutzbefohlenen müssen wir unser eigenes Verhalten stets kritisch und angemessen 
reflektieren. Dabei zeichnet uns eine große Sensibilität und Aufmerksamkeit aus, wir sind authentisch in unserem 
Handeln, konsequent und zuverlässig. Wir waren anfänglich eine gewisse Distanz, die Raum bietet, um Vertrauen 
aufzubauen und bleiben ruhig – auch dann, wenn sich der Verdacht einer Kindeswohlgefährdung, eines sexuellen 
Missbrauchs oder sexualisierter Gewalt ergibt. Übereifriges Handeln, eine gewisse Hysterie oder unangemessenes 
Reagieren hilft niemandem weiter. 
 
Die Kinder und Jugendlichen wollen wir stark machen für die „Welt da draußen“, ihr Selbstbewusstsein stärken und 
ihnen zu ihrem Recht auf Selbstbestimmung verhelfen. Dies gilt selbstverständlich auch für alle unsere 
Schutzbefohlenen.  
 

Präventiv arbeiten ist EIN Gütesiegel professioneller Kinder- und Jugendarbeit, und das ganz besonders im kirchlichen 
Bereich. In unserer Kirchengemeinde ist es ein pädagogisches Statement, fest verknüpft mit allen unseren Angeboten.  

Präventiv arbeiten bedeutet auch, darauf zu achten, wie wir miteinander umgehen und mit den Schutzbefohlenen.  
Unser Schutzkonzept gegen sexualisierte Gewalt wurde um den Aspekt der Kindeswohlgefährdung erweitert. Dazu 
befindet sich im Anhang eine detaillierte Ausarbeitung. Diese Konzeption ist im wahrsten Sinne des Wortes “ein roter 
Faden“ -für alle hauptamtlichen, nebenamtlichen und ehrenamtlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der 
Evangelischen Kirchengemeinde Wachtberg. 
Das Konzept dient der Orientierung und leitet unser Verhalten zum Wohl der uns anvertrauten Menschen. 
 
Mehr kann dieses Konzept nicht sein – Patentlösungen gibt es keine. Kontinuierliche Schulungen durch unsere 
eigenen pädagogischen sowie weitere externe Fachkräfte werden dieses Konzept flankieren und damit auch die  
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in ihrem Bemühen unterstützen, unsere Schutzbefohlenen verlässlich zu begleiten. 
Für die in unserer Kirchengemeinde Tätigen stehen die pädagogischen Fachkräfte jederzeit für Gespräche bereit, sie 
hören zu und können beraten. 
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3. WAS BEDEUTET… 
 

3.1 …Schutzbefohlene? 
Schutzbefohlene im Sinne des § 225 StGB sind Personen unter 18 Jahren sowie solche Personen, die aufgrund 
Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlos sind. Zusätzlich muss ein Schutzverhältnis des Täters gegenüber dem Opfer 
bestehen. Das ist zum einen dann der Fall, wenn die Person seiner Fürsorge oder seiner Obhut untersteht (z.B. Eltern, 
Vormund, Betreuer). Des Weiteren liegt ein Schutzverhältnis vor, wenn die Person dem Hausstand des Täters 
angehört (z.B. Familienangehörige). Zudem besteht ein Schutzverhältnis auch dann, wenn die schutzbedürftige 
Person von dem Fürsorgepflichtigen der Gewalt des Täters überlassen worden oder ihm im Rahmen eines Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet worden ist. 

 

3.2 …Vertrauensperson? 
Unsere Vertrauensperson verfügt über eine jahrelange, fachliche Expertise in diesem sensiblen Themenkomplex. Sie 
sichert im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten die größtmögliche Vertraulichkeit zu, wenn es um Fragen, 
Unsicherheiten und Beobachtungen zur sexualisierten Gewalt geht. Sie ist die erste Anlaufstelle für Fragen im Umgang 
mit Grenzverletzungen und der Prävention sexualisierter Gewalt für alle Menschen innerhalb unserer 
Kirchengemeinde. Auch wenn es scheinbar nur um Kleinigkeiten geht hört sie aufmerksam zu und gibt die 
Unterstützung, die gerade benötigt wird. Unsere Vertrauensperson zeigt Möglichkeiten des weiteren Vorgehens auf 
und hält sich an die verbindlich vorgegebenen Verfahrensweisen. Sie steht vertraulich zur Seite, informiert, berät und 
versucht die Situation zu klären. Selbstverständlich ist sie an die Schweigepflicht gebunden. 
 

3.3 …Grenzverletzung? 
In der Begegnung mit Schutzbefohlenen, in der täglichen pädagogischen Arbeit, kann es vorkommen, dass Grenzen 
von beiden Seiten überschritten werden. Ein unangemessenes Verhalten führt zu einer Grenzverletzung; ganz oft 
unbedacht, manchmal aber auch bewusst.  Werden dabei Grenzen überschritten, mangelt es der handelnden Person 
an Fingerspitzengefühl, emotionaler Intelligenz und fachlicher Kompetenz. Nicht in jedem Fall kann gleich von einem 
gewissen Vorsatz ausgegangen werden.  
Beispiele:  

• verbale Äußerungen  
• Körperliche Nähe  
• Unangemessene Kleidung     

 

3.4 …Sexualisierte Gewalt? 
Unter den Begriff der sexualisierten Gewalt fallen alle solche Handlungen, die an oder vor Jungen und Mädchen jeden 
Alters gegen ihren Willen vorgenommen werden.  

• Sexualität wird wie eine Waffe benutzt.  
• Es kommt niemals aus Versehen vor. 
• Die Gewalt ist zielorientiert und geplant.  
• Es ist immer ein Missbrauch von Macht, Abhängigkeit und Vertrauen. 

 

3.5 …Kindeswohlgefährdung? 
Der Bundesgerichtshof (Bundesgerichtshof Beschl. v. 23.11.2016, Az.: XII ZB 149/16) beschreibt den Begriff der 
Kindeswohlgefährdung als „eine gegenwärtig in einem solchen Maß vorhandene Gefahr, dass sich bei einer weiteren 
Entwicklung eine erhebliche Schädigung des leiblichen oder geistigen Wohls des Kindes mit ziemlicher Sicherheit 
voraussehen lässt“. 
Beispielhaft für die Beeinträchtigung des Kindeswohls sind 

• Vernachlässigung  
• Körperliche Misshandlung  
• Seelische Misshandlung  
• Sexuelle Gewalt  
• Belastung durch Erwachsenenkonflikte 

 
Vor allem Kinder werden und können niemals sexuellen Handlungen mit einem Erwachsenen bewusst zustimmen. 
 

Im 13. Abschnitt des Strafgesetzbuches sind die „Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung im §174ff. StGB “ einzeln aufgeführt. Für unseren Arbeitsbereich sind dabei 
die §§ 174 – 177 STGB von besonderer Bedeutung. Aus den §§ 8a und 72a SGB VIII leitet sich 
der Schutzauftrag für alle Träger der freien Jugendhilfe ab. Die Ev. Kirchengemeinde Wachtberg 
ist somit gesetzlich verpflichtet, diesen Schutzauftrag umzusetzen und angemessen zu handeln. 
Eine ausführliche Darstellung der Paragraphen und eine rechtliche Ausarbeitung zum 
Schutzauftrag befinden sich im Anhang. 
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4. „WER MACHT DEN SOWAS?“ - Die Täterinnen und Täter 
 
Sexualisierte Gewalt findet in etwa 80 bis 90 Prozent der Fälle durch Männer und männliche Jugendliche statt, zu etwa 
10 bis 20 Prozent durch Frauen und weibliche Jugendliche. Der Täter/die Täterin stammt vorwiegend aus dem nahen 
Umfeld. Es handelt sich zumeist um Eltern, Verwandte, Lebenspartner/-in oder andere Vertrauenspersonen.  
Täter und Täterinnen sind oft unauffällige Mitmenschen und weichen kaum von der Norm ab. Sie gehören allen 
sozialen Schichten an. Je höher die Schicht, desto subtiler und ausgeklügelter das System, in dem die Taten 
stattfinden. In diesen Strukturen ist „unser kleines Geheimnis“ bestens aufgehoben. Es gibt männliche Täter, die in 
einer sexuell befriedigenden Beziehung leben, zwei eigene Kinder haben und gesellschaftlich angesehen sind - 
dennoch missbrauchen sie ihre Nichten, Enkel oder Nachbarskinder. Täter und Täterinnen entwickeln Strategien für 
alle Formen sexualisierter Gewalt.  
 
Planung ˃ Kontaktaufnahme ˃ Test ˃ Distanz ˃ erneute Nähe ˃ Tat  

 
Es ist besonders tragisch, wenn Täter und Täterinnen ihre Opfer so geschickt manipuliert haben, dass die Tat 
umgedreht wird. Dem/der Schutzbefohlenen wird eine Mitschuld darangegeben! „Er /Sie wollte das doch auch!“  
Die Übergriffe, egal welcher Art, geschehen äußerst selten spontan. Die Taten werden oft über Monate vorbereitet und 
immer detaillierter. Die Planung steigert die Lust und setzt jegliche kritische Reflexion außer Kraft. Es wird keinen 
Zeitpunkt geben, an dem der Täter oder die Täterin „aus schlechtem Gewissen“ Abstand von der Tat nimmt.  
Es geht fast ausschließlich um macht. Um diese durchzusetzen, wird Sexualität wie eine Art Waffe eingesetzt. Ein 
wesentliches Motiv ist der Wunsch, Macht auszuüben und durch die Tat das Gefühl von Überlegenheit zu erleben. 
Täter und Täterinnen nutzen Machtgefälle, emotionale Abhängigkeiten und Bedürfnisse geplant und ganz bewusst 
aus. Sie haben Denkmodelle entwickelt, die ihnen die Legitimation geben, ihr Verhalten zu rechtfertigen, zu 
bagatellisieren oder gar zu entschuldigen.  
Für die Täter und Täterinnen hat sich Gewalt als ein probates Mittel von Konfliktlösungen oder zum Erreichen von 
gewünschten Verhaltensweisen eingeprägt. Es besteht ein unübersehbarer Zusammenhang zwischen 
selbsterfahrener Misshandlung der Eltern in der eigenen Kindheit und späterer Misshandlung der eigenen Kinder.  
Bei einigen Tätern und wenigen Täterinnen kommt eine sexuelle Fixierung auf Kinder hinzu (Pädosexualität).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

„Sie wollte es doch! Sie hat mir ganz klar zu verstehen gegeben,  

dass sie mit mir kuscheln wollte!“ 

(Aussage eines 45jährigen Mannes, der wegen mehrfachen sexuellen  

Missbrauchs einer Fünfjährigen vor Gericht stand) 

 

„Bevor irgendein Dahergelaufener meinem kleinen Engel weh tut,  

bin ich lieber der erste Mann in ihrem Leben. Ich bin behutsam und rücksichtsvoll.   

Außerdem bleibt es in der Familie!“ 

(Aussage eines Vaters, der seine Tochter zwischen ihrem sechsten 

 und zwölften Lebensjahres mehrfach sexuell missbrauchte) 

 

„Beim Opa durfte ich abends immer lange fernsehen. Er zog mich dann  

auf seinen Schoß und fasste mich überall an. Die Oma saß daneben.“ 

(Aussage einer Zehnjährigen, die nach zwei Jahren Missbrauchserfahrungen 

 vom Jugendamt aus der Familie geholt wurde.) 

 

„Mein Geschlechtsteil ist nicht besonders groß. In der Hand eines kleinen 

 Mädchens wirkt es aber riesig und das gibt mir Selbstbewusstsein.“ 

(Aussage eines 55-jährigen Täters in einer Therapiesitzung.) 
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5. DIE OPFER 
 

Alle Schutzbefohlenen können Opfer von sexuellen Übergriffen und sexualisierter Gewalt werden. Aussehen, Herkunft 
und soziales Umfeld spielen dabei eine eher untergeordnete Rolle. Kinder aus sozial schwächeren Milieus, in denen 
die Familien bereits in irgendeiner Form staatlich kontrolliert werden, können Opfer sein wie auch solche Kinder aus 
„gut behütetem Hause“.  
Mit der Aufdeckung der Internet-Plattform „Elysium“ 2017 mit über 87000 Mitgliedern ist in der breiten Öffentlichkeit 
noch einmal schmerzlich und sehr emotional deutlich geworden, welche Dimensionen Gewalt gegen Kinder hat. Nicht 
zu vergessen sind die Fälle von Lüchte, Bergisch-Gladbach und Wermelskirchen. 
Die sexualisierte Gewalt geschieht bereits im frühen Säuglingsalter und nimmt mit etwa 14 Jahren ab. Aufhören wird 
es niemals, die Verletzungen körperlicher und vor allem seelischer Art verheilen fast nie. Eine lebenslange 
Traumatisierung ist die Folge. Viele Opfer geben sich die Schuld für die erlittenen Übergriffe und erlebte Gewalt. Sie 
schämen sich und sind aus verschiedenen Gründen nicht in der Lage, sich entsprechend mitzuteilen. Sie haben Angst 
davor, dass die angedrohten „schlimmen Dinge“ tatsächlich geschehen, wenn sie etwas sagen.  
Niemals tragen die kindlichen Opfer irgendeine Verantwortung!  
Wir Mitarbeitenden müssen genau hinschauen, denn die Opfer würden gerne alles daransetzen, dass die Tat nicht 
auffällt und die erlittenen Verletzungen nicht entdeckt werden. Die enorme Angst, die große Scham und die fehlenden 
Worte beeinträchtigen sie dabei, sich zu offenbaren. 
. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6. „WORAN KANN ICH DENN ÜBERHAUPT ETWAS ERKENNEN?“  
 

6.1 Mögliche Signale 
Grundsätzlich gilt: 
Es gibt nicht DEN einen sicheren Hinweis! 
 
-Schutzbefohlene, die sich bei einer freundlichen Umarmung wegducken, werden nicht gleich im 
häuslichen Umfeld geschlagen oder missbraucht.  
 
-Kinder oder andere Schutzbefohlene, die erschreckend dunkle Bilder malen sind nicht gleich Opfer von 
Gewalt. 
 
-Meiden Schutzbefohlene offensichtlich die Nähe zu (vorwiegend männliche) Mitarbeitenden, müssen 
nicht gleich die Alarmglocken läuten.  
 
Sind aber über einen längeren Zeitraum mehrere solcher Signale zu beobachten, können, müssen und 
dürfen wir genauer hinschauen.  
„Genauer hinschauen“ bedeutet, Recht von Unrecht zu unterscheiden. 
 

2022 wurden 17 520 Kinder Opfer sexualisierter Gewalt! Das sind 48 Kinder pro Tag! 

 

2022 sind in Deutschland pro Tag 42 Kinder Opfer von Gewalt und sexuellen Missbrauch  

geworden – Insgesamt 15.520  

 

 Also etwa alle 30 Minuten! 

 

101 Kinder sind getötet worden!  

 

Pro Monat also 9 Kinder; der weit überwiegende Teil war jünger als 6 Jahre. 

 

Besonders auffallend ist die eklatante Zunahme von Missbrauchsdarstellungen von 

Kindern und Jugendlichen im Netz. Hier wurden 48 800 Fälle registriert.  

(Polizeiliche Kriminalstatistik 2022) 
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6.2 Deutlich erkennbare Verhaltensänderungen 

 Plötzlich, unübliche Aggressivität 

 Zunahme sexualisierter Sprache oder sexualisierten Verhaltens 

 Sehr offensichtliches Schamgefühl 

 Vermeidung von Nähe zu bestimmten Personen 

 Bewusste Suche nach Nähe zu bestimmten Personen 

 Unruhe, Nervosität, ständiges Umherblicken 

 Deutliche Rückzugstendenzen 

 Die Schutzbefohlenen wirken verschlossen, bedrückt und teilen sich nicht mit 

 Äußerungen, die wie „daher gesagt“ klingen 

 

6.3 Körperliche Veränderungen bzw. andere Auffälligkeiten 
 Verletzungen; auch selbstverletzender Art 

 Einnässen 

 Hautprobleme 

 Essstörungen 

 unangemessene Kleidung 

 Schminken und „stylen“ 

 Ständig neue, auffällige Kleidung 

 „Erwachsen-tun“ 

 Sich „hinter der Kleidung verstecken“ 

 Sich bewusst „hässlich“ machen 

 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
7. ES GIBT HINWEISE, SIGNALE UND EINEN ERSTEN VERDACHT.  

  
Wenn es ein vages Anzeichen dafür gibt, dass ein Kind in seinem Kindeswohl gefährdet ist oder Schutzbefohlen 
sexualisierter Gewalt ausgesetzt sind, heißt die oberste Maxime:  
 
Ruhe bewahren! 
  
Bewiesen ist damit noch nichts, Hektik ist da ein falscher Ratgeber.  
 
Schritt 1: mit der zuständigen Vertrauensperson unseres Teams (Mitarbeiterschaft) sprechen.  
Das beruhigt und Sie fühlen sich nicht alleine.  
 
 
 
 

KURZFASSUNG: „WAS MACHE ICH, WENN…?“ 

Ruhe bewahren! 

Fachkräfte und Verantwortliche im dienstlichen Umfeld als vertrauensvollen Gesprächspartner suchen. 

Beobachten und dokumentieren. 

Im Gespräch bleiben. 

Erhärtet sich der Verdacht, wird eine Kinderschutzfachkraft hinzugezogen. 

Gemeinsam geeignete Schritte zum Wohle des Schutzbefohlenen einleiten. 
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Schritt 2: die Signale dokumentieren.  
 
Wenn sich die Gelegenheit ergibt, die Schutzbefohlenen über einen längeren Zeitraum (vielleicht ein, zwei Wochen) 
beobachten. Dabei alle Auffälligkeiten notieren und einen Anfangsverdacht formulieren.  
Es gibt oft mehrere, zum Teil unterschiedliche Signale. Auch wenn es noch so nichtig erscheint, schreiben Sie bitte 
alles auf.  
 
 
Schritt 3: möglichst wenig ändern im eigenen Umgang mit dem Schutzbefohlenen  
 
Wenn Sie unvermittelt Ihr Verhalten ändern, wird z.B. das Kind misstrauisch und entzieht sich der Beobachtung. Nicht 
selten geben sich Kinder die Schuld für eine Misshandlung. Schuldbewusste Kinder und Schutzbefohlene brauchen 
Platz zur Vertrauensbildung.  
  
Schritt 4: Der Verdacht erhärtet sich. Aus dem Verdachtsfall wird ein Mitteilungsfall.  
 
Sie sprechen erneut mit Ihrer Vertrauensperson darüber.  
Zusätzlich wird jetzt auch die Präventionsfachkraft mit ins Boot geholt. Gemeinsam überlegen sie die weitere 
Vorgehensweise.  
Ist eine Vertrauensbasis geschaffen worden und belastbar, können Sie nun ein Gespräch mit dem betroffenen Opfer 
führen. Vor allem dann, wenn sich die Schutzbefohlenen Ihnen gegenüber offenbaren. Hinterfragen Sie sorgfältig Ihre 
eigene Zumutbarkeit! 
  
An diesem Gespräch kann auch die erfahrene Fachkraft teilnehmen.  
Je nach Verlauf dieses Gespräches werden abschließend die zuständigen Institutionen und Ämter eingeschaltet.  
 
Während des gesamten Verlaufs nur nach eingehender Prüfung im Ausnahmefall mit Teilen der Familie oder gar mit 
dem oder der Verdächtigen sprechen! 

 

8. DIE ENTSCHEIDUNGEN DER EVANGELISCHEN KIRCHENGEMEINDE 
WACHTBERG 
 

Jeder und jede Mitarbeitende hat ein Erweitertes Führungszeugnis vorzulegen. 
Bei hauptamtlichen Mitarbeitenden übernimmt die Kirchengemeinde die Kosten. 
Bei ehrenamtlich Mitarbeitenden (auch Mitarbeitenden auf Honorarbasis) übernimmt die Gemeinde Wachtberg für in 
Wachtberg wohnende die Kosten.  
Die Verwaltung (hier: zuständiger Sachbearbeiter) kann unter Einhaltung höchster Diskretion das Erweiterte 
Führungszeugnis einsehen. Dieses wird dem Besitzer dann wieder ausgehändigt. 
Das Erweiterte Führungszeugnis muss alle fünf Jahre erneuert und unaufgefordert vorgelegt werden. 
 

8.1 Erweitertes Führungszeugnis - Was ist ein "Erweitertes Führungszeugnis"? 
„Ein „Erweitertes Führungszeugnis“ wird nach § 30 a Abs. 1 BZRG erteilt, wenn dies in gesetzlichen Bestimmungen 
vorgesehen ist, oder wenn das Führungszeugnis für die Prüfung der persönlichen Eignung nach § 72 a des 8. Buchs 
Sozialgesetzbuch, eine sonstige berufliche oder ehrenamtliche Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung oder 
Ausbildung Minderjähriger oder eine Tätigkeit benötigt wird, die in vergleichbarer Weise geeignet ist, Kontakt zu 
Minderjährigen aufzunehmen.  
Bei der Antragstellung ist eine schriftliche Aufforderung der Stelle vorzulegen, die das "erweiterte Führungszeugnis" 
verlangt und in der diese bestätigt, dass die Voraussetzungen des § 30a Abs. 1 BZRG für die Erteilung eines solchen 
Führungszeugnisses vorliegen. aus. 
Von einem regulären Führungszeugnis unterscheidet sich das "Erweiterte Führungszeugnis" hinsichtlich seines 
Inhalts. Im Interesse der Resozialisierung des Verurteilten bestimmt § 32 Abs. 2 BZRG, dass in den dort aufgeführten 
Fällen im Register eingetragene Entscheidungen nicht in ein Führungszeugnis aufgenommen werden. Ausgenommen 
von dieser Privilegierung sind generell Verurteilungen wegen einer Sexualstraftat nach den §§ 174 bis 180 oder § 182 
des Strafgesetzbuchs (StGB). Verurteilungen wegen weiterer Sexualdelikte (§§ 180 a, 181 a, 183 bis 184g StGB) oder 
nach den für den Schutz von Kindern und Jugendlichen ebenfalls besonders relevanten Straftatbeständen der §§ 171, 
225, 232 bis 233 a, 234, 235 oder 236 StGB sind bei Vorliegen einer der Ausnahmen des § 32 Abs. 2 Nr. 3 bis 9 BZRG 
dagegen nicht in ein Führungszeugnis aufzunehmen, es sei denn, es wird ein „Erweitertes Führungszeugnis“ 
beantragt. In diesem Fall sind Verurteilungen wegen der genannten Straftatbestände ungeachtet der 
Ausnahmeregelungen des § 32 Abs. 2 BZRG aufzuführen.“ 

(Quelle: Bundesamt für Justiz, 2018) 
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8.2 Die Selbstverpflichtungserklärung 
Die Evangelische Kirchengemeinde Wachtberg erwartet von allen seinen Mitarbeitenden die Unterzeichnung einer 
Selbstverpflichtungserklärung. Hervorzuheben sind hier vor allem Mitarbeitende, die in besonderem Maße mit Kindern, 
Jugendlichen und weiteren Schutzbefohlenen arbeiten.  
Eine (unterschriebene) Selbstverpflichtungserklärung allein kann gar nicht den Anspruch haben, eine Garantie zu sein. 
Sie kann keinen Missbrauch verhindern und Täter oder Täterinnen abhalten.  
Sie dient in erster Linie dazu, über das eigene Verhalten und Handeln nachzudenken. Dadurch entwickelt sich eine 
Haltung und es findet eine Anpassung statt an aktuelle Entwicklungen in den unterschiedlichen Lebenswelten von 
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen. 
„Die Selbstverpflichtung ist ein Verhaltenskodex, wie wir miteinander und mit den uns anvertrauten Kindern, 
Jugendlichen und weiteren Schutzbefohlenen umgehen wollen. Gleichzeitig bedeutet die Erklärung auch ein 
starkes Signal an die Eltern.“ 

(aus „Klarer sehen“, Präventionskonzept und Arbeitshilfe. Ev. Kirchenkreis Bad Godesberg-Voreifel. Mai 2014) 
Es ist vorgesehen, über die Erklärung alle zwei Jahre zu sprechen, sie ggf. zu überarbeiten und erneut unterschreiben 
zu lassen. Die Selbstverpflichtungserklärung der Evangelischen Kirchengemeinde Wachtberg wurde aus der 
Arbeitshilfe „Klarer sehen“ des Kirchenkreises übernommen.  
Auf einem Schulungswochenende für ehrenamtlich tätige Jugendliche unserer Kinder- und Jugendarbeit in Merzbach 
haben diese eine eigene Erklärung erarbeitet. Daraus sind zwei Punkte ergänzend in die vorliegende Fassung 
eingearbeitet worden.  
Es ist an dieser Stelle wichtig zu erwähnen, dass im Falle einer Nicht-Unterzeichnung der 
Selbstverpflichtungserklärung von hauptamtlich Tätigen keine dienstrechtlichen Sanktionen angezeigt sind.  
Jedoch hält sich das Leitungsgremium vor, diese Person zu einem Gespräch mit einem in dieser Angelegenheit 
Verantwortlichen zu verpflichten. 

 

8.3 Schulungen  
Die Evangelische Kirchengemeinde Wachtberg gewährleistet für ihre Mitarbeitenden kontinuierliche Schulungen. 
Diese werden mindestens einmal im Jahr stattfinden und entweder von  
externen Fachberatern oder den pädagogischen Fachkräften durchgeführt.  
Nur so kann auf aktuelle Entwicklungen eingegangen und können Unsicherheiten ausgeräumt werden. Wir werden 
darüber ins Gespräch kommen und sensibilisieren. Begleitet werden diese Einheiten von Fallbeispielen aus der Praxis 
und spielerischen Elementen.  
Das Thema Prävention gegen sexualisierte Gewalt ist für die Evangelische Kirchengemeinde Wachtberg von 
besonderer Bedeutung und sie erwartet von allen Mitarbeitenden eine verpflichtende Teilnahme an den Schulungen.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Evangelische Kirchengemeinde Wachtberg betont, dass sie (d.h. Vertreter*innen, Mitarbeiter*innen, 
ehrenamtliche Mitarbeiter*innen etc.) alle Anstrengungen unternehmen wird, die rechtlichen Vorgaben, die 
dem Schutz der Kinder, Jugendlichen und weiteren Schutzbefohlenen dienen, vollumfänglich umzusetzen. 

Liegen ihr ausreichende Informationen darüber vor, dass sich in ihrem Verantwortungsbereich trotz der 
Maßnahmen, die sie unternimmt, um dies zu vermeiden, ein Fall der Kindeswohlgefährdung, des 
Missbrauchs etc. ereignet hat, wird sie nicht nur unverzüglich alle erforderlichen Schritte unternehmen, um 
die Gefahr einer Fortsetzung bzw. Wiederholung zu unterbinden, sondern den Fall auch, soweit die 
gesetzlichen Voraussetzungen hierfür vorliegen, ohne Ansehen der Person den zuständigen Stellen zur 
rechtlichen Prüfung und ggf. Würdigung übergeben. 

Weitere rechtliche Schritte bleiben vorbehalten. 
 

Georg von Streit, Presbyter 
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9. WAS BEDEUTET DAS FÜR UNS? 
UNS – Die Mitarbeitenden in der Evangelischen Kirchengemeinde Wachtberg. 
 
Das sind: 
Pfarrer / Pfarrerinnen 

Presbyter/Presbyterinnen 
Kirchenmusiker / Kirchenmusikerinnen 
Jugendfachkräfte 
Küster / Küsterinnen 
Gemeindesekretären / Gemeindesekretärinnen 
Reinigungskräfte 
Hausmeister/Hausmeisterinnen 
„Bufdies“ / „FSJ-ler*innen“ 
Praktikanten / Praktikantinnen 
Spielgruppenleitungen  
Ehrenamtliche und nebenamtliche Mitarbeitende  
Mitarbeitende auf Honorarbasis 
 
Die Nähe zu Schutzbefohlenen ist möglich. 
 
Wir streicheln über den Kopf. 
Wir nehmen in den Arm. 
Wir scherzen. 
Wir berühren. 
Wir fassen an. 
Wir reden mit ihnen. 
 
Ist doch nichts dabei!? 

 
Es kann sein, dass Schutzbefohlene es zulassen. Weil sie dies mögen und gerade brauchen. 
Es kann sein, dass Schutzbefohlene es zulassen. Weil sie den Menschen mögen. 
Es kann sein, dass Schutzbefohlene es zulassen. Weil sie dies so von zu Hause kennen.  
Es kann sein, dass Schutzbefohlene dies gar nicht möchten. 
 
Es kann aber sein, dass Schutzbefohlene dies zulassen, weil sie sich nicht trauen, NEIN zu sagen.  
Sie wollen den Menschen nicht enttäuschen. 
Eigentlich mag der Schutzbefohlene ja diesen Menschen. 
So wie den Vater oder die Mutter, den Onkel, den Opa, die Nachbarin, den besten Freund der Eltern, den Betreuer, 
die Betreuerin. 
Der / Die macht das auch immer so. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Jeder und Jede von uns kann beschuldigt werden. 
Jedem und Jeder von uns kann etwas auffallen. 
Aber auch Jeder oder Jede von uns kann ein Täter oder eine Täterin sein.       
 

Und für all das brauchen wir ein vertrauensvolles Miteinander und professionelle Strukturen!     
 
Für das Presbyterium der Ev. Kirchengemeinde Wachtberg ist ein angemessener Körperkontakt in der täglichen Arbeit mit 

Schutzbefohlenen ein unabdingbarer Bestandteil. Dies gilt besonders in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen. Mitunter gibt es 

Situationen, in denen ein Mensch – egal ob jung oder alt – eine Umarmung „braucht“. Wenn dieser Mensch dies möchte, soll er sie 

auch bekommen. 

Jeder einzelne Mitarbeitende und jede einzelne Mitarbeitende achtet dabei mit großer Sorgfalt auf die Einhaltung der Grenzen.  

Bei uns steht das Wohl von allen Schutzbefohlenen an oberster Stelle und das nicht erst mit diesem Präventionskonzept. Auch wenn 

wir den Menschen nur VOR den Kopf sehen können, stehen wir alle gemeinsam in der Verantwortung und bieten den jungen 

Menschen eine vertrauensvolle Umgebung, in der sie sich entwickeln und ausprobieren können. Wir begleiten sie auf einem 

unterschiedlich langen Teilstück ihres Lebensweges, stärken ihr Selbstbewusstsein und sind dabei ein verlässlicher Partner. Wir 

ermutigen die Schutzbefohlenen (hier besonders die jungen Menschen) zu einer eigenen Meinung, bieten einen sicheren Raum für 

Selbstinszenierung und Begegnung mit Gleichaltrigen. 

In einem vertrauensvollen Miteinander, in dem alle Mitarbeitenden unserer Kirchengemeinde eingebunden sind, garantieren wir die 
körperliche und seelische Unversehrtheit der Kinder, Jugendlichen und Schutzbefohlenen. 
 

Die Evangelische Kirchengemeinde Wachtberg hat professionelle Strukturen geschaffen, um Fehlverhalten zu 
vermeiden und aufzudecken. Wir arbeiten vertrauensvoll zusammen und sind der Transparenz verpflichtet. 
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10. Anhänge 
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 Selbstverpflichtungserklärung 
 

Selbstverpflichtung für die Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Schutzbefohlenen in der 

Evangelischen Kirchengemeinde Wachtberg. 

 

Verhaltenskodex 

 

Unsere Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Schutzbefohlenen wird in der Beziehung zwischen 

Menschen und Gott gestaltet und ist von gegenseitigem Respekt, Wertschätzung und Vertrauen 

geprägt. Wir achten die Persönlichkeit und Würde von Kindern, Jugendlichen und Schutzbefohlenen, 

gehen partnerschaftlich mit ihnen um und respektieren individuelle Grenzen. 
 

1.  Ich verpflichte mich, alles zu tun, damit in der Arbeit mit 
Kindern, Jugendlichen und Schutzbefohlenen 
sexualisierter Gewalt, Vernachlässigung und andere 
Formen der Gewalt verhindert werden. 
 
2.  Ich verpflichte mich, Kinder, Jugendliche und 
Schutzbefohlenen vor sexualisierter Gewalt zu schützen 
und toleriere keine Form von Gewalt. 
 
3. Ich verpflichte mich, dazu beizutragen, ein sicheres, 
förderliches und ermutigendes Umfeld für Kinder, 
Jugendliche und Schutzbefohlenen zu schaffen und/oder 
zu wahren, in dem ihnen zugehört wird und sie als 
eigenständige Persönlichkeiten respektiert werden. 
 
4. Ich verhalte mich selbst nie abwertend und unterlasse 
jede Form von Bedrohung, Diskriminierung, verbaler oder 
körperlicher Gewalt. 
 
5. Ich verpflichte mich, gegen sexistisches, 
diskriminierendes, rassistisches und gewalttätiges 
Verhalten aktiv Stellung zu beziehen und dieses öffentlich 
zu machen. 
 
6. Ich verpflichte mich zu einem verantwortungs-vollen 
Umgang mit Nähe und Distanz gegenüber Kindern, 
Jugendlichen und Schutzbefohlenen. 
 
7.  Ich bin mir meiner Aufsichtsplicht und Fürsorge-pflicht 
der mir anvertrauten Schutzbefohlenen bewusst. 

8.   Ich verpflichte mich, ihre individuellen Grenzen zu 
respektieren und die Intimsphäre und persönliche 
Schamgrenze zu achten. 
 
9.   Ich bin mir meiner besonderen Verantwortung als 
Mitarbeiterin oder Mitarbeiter bewusst und miss-brauche 
meine Rolle nicht für sexuelle Kontakte zu mir 
anvertrauten Menschen. 
 
10. Ich achte auf Grenzüberschreitungen durch 
Mitarbeitende und Teilnehmende in den Angeboten und 
Aktivitäten der Arbeit mit Schutzbefohlenen. Ich vertusche 
nichts und werde mich bei konkreten Anlässen umgehend 
an die oder den benannte(n) kompetente(n) 
Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner wenden. 
 
11. Ich nehme Teilnehmende bewusst wahr und achte 
dabei auch auf mögliche Anzeichen von 
Vernachlässigungen und Gewalt. Wenn ich Formen von 
Vernachlässigung und Gewalt bei Schutzbefohlenen 
vermute, wende ich mich umgehend an die Leitung der 
Maßnahmen und/oder an die oder den benannte(n) 
kompetente(n) Ansprech-partnerin oder Ansprechpartner. 
 
12. Ich verpflichte mich, die mir anvertrauten Daten über 
die Schutzbefohlenen diskret zu behandeln und sie an 
keine Dritte weiterzugeben.  
Des Weiteren ist mir klar, dass ich keine Fotos/ Videos 
ohne das Wissen der Schutzbefohlenen 
machen/veröffentlichen darf. 

 

 

 

 

Ich versichere, nicht wegen einer in §72a SGB VIII bezeichneten Straftat (Straftat zur 

Kindeswohlgefährdung und sexuellen Selbstbestimmung) rechtskräftig verurteilt worden zu 

sein und dass derzeit weder ein gerichtliches Verfahren noch ein staatsanwaltschaftliches 

Ermittlungsverfahren wegen einer solchen Straftat gegen mich anhängig ist. 

 

 

_____________________________     ____________________________ 

Ort / Datum                im Auftrag der o.g. Kirchengemeinde      

 

_____________________________     ____________________________ 

Unterschrift Mitarbeiter/in              (Unterschrift, Stempel) 
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V VERFAHRENSWEGE BEI FÄLLEN VON SEXUALISIERTER 

GEWALT DER EVANGELISCHEN KIRCHE IM RHEINLAND 

V.I Zuständigkeit und Strukturen 

Die Vermutung eines Falles von sexualisierter Gewalt bedeutet eine enorme Herausforderung für alle Beteiligten. In 

Krisensituationen ist ein verlässlicher Interventionsplan als Handlungsleitfaden mit Schritten und Konsequenzen 

erforderlich. Im Folgenden verankern wir in dem vorliegenden Schutzkonzept die grundlegenden 

Verfahrensregelungen, die Zuständigkeiten und die einzubindenden Strukturen. 

Bei einem Vorfall auf der Ebene des Kirchenkreises ist der/die Superintendent bzw. Superintendentin zuständig. 

Dieser/diese wird unterstützt durch das synodale Interventionsteam. Das Vorgehen wird aufs Engste mit der EKiR 

abgestimmt und die Ansprechstelle für den Umgang mit Verletzungen gegen die sexuelle Selbstbestimmung zu Rate 

gezogen. 

Bei einem Vorfall in einer Kirchengemeinde liegt die Zuständigkeit bei dem Presbyterium der jeweiligen Gemeinde. 

Das Presbyterium bleibt in der Verantwortung, Superintendent bzw. Superintendentin und Interventionsteam des 

Kirchenkreises beraten und unterstützen den Träger. 

Die Strukturen in Form von Vertrauenspersonen und synodalem Interventionsteam sind durch den 

Kreissynodalvorstand des Kirchenkreises Bad Godesberg Voreifel beschlossen. 

 

V.II Vertrauenspersonen 

Für die Mitteilung von sexualisierter Gewalt gibt es im Kirchenkreis vom Kreissynodalvorstand berufene 

Vertrauenspersonen. Der Kirchenkreis folgt der Empfehlung der EKiR und beruft durch die Kreissynode zwei 

Vertrauenspersonen (möglichst männlich/weiblich). Sie sind Ansprechpersonen für Betroffene sowie Ratsuchende und 

haben Kenntnisse über Verfahrenswege, Beratungsstellen und Hilfseinrichtungen. Sie nehmen die Erstmeldung von 

Verdachtsfällen auf und geben, entsprechend ihrer Lotsenfunktion, diese weiter beziehungsweise klären über das 

weitere Vorgehen auf. Im Bedarfsfall unterstützen sie Betroffene bei der ersten Kontaktaufnahme mit der 

landeskirchlichen Ansprechstelle. In begründeten Verdachtsfällen weisen sie auf die Meldepflicht der Mitarbeitenden 

an die Meldestelle der EKiR weiter. 

Die Vertrauenspersonen nehmen an den Tagungen des Netzwerks Vertrauenspersonen der EKiR teil und bilden sich 

regelmäßig fort. 

Im Überblick haben die Vertrauenspersonen folgende Aufgaben: 

 Ansprechbarkeit rund um das Thema sexualisierte Gewalt 

 Anlaufstelle für Betroffene und Angehörige 

 Anlaufstelle für Mitarbeitende, bei denen eine Vermutung oder ein Verdacht aufkommt oder vorliegt 

 Sortieren der Informationen und Dokumentation der mitgeteilten Verdachtsfälle 

 Weitergabe der Informationen an das Interventionsteam 

 Vertrauliche Beratung bei der landeskirchlichen Ansprechstelle 

 Unterstützung ehrenamtlich Mitarbeitender bei der Meldung in Fällen mit begründetem Verdacht bei der 

landeskirchlichen Meldestelle 

 Kontaktvermittlung zu flankierenden Angeboten und professionellen Hilfsangeboten 

Die Vertrauenspersonen des Kirchenkreises Bad Godesberg-Voreifel sind im Anhang aufgeführt 

V.III Synodales Interventionsteam  

Das synodale Interventionsteam versteht sich als beratende und unterstützende Gruppe in Verdachtsfällen oder Fällen 

von sexualisierter Gewalt. 

In Verdachtsfällen oder Fällen von sexualisierter Gewalt ausgehend von einer Person im öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnis (zum Beispiel Pfarrer/Pfarrerinnen), liegt die Fallverantwortung in der Abteilung 2 des 

Landeskirchenamts und der juristisch ermittelnden Person. 

Dem synodalen Interventionsteam im Kirchenkreis Bad Godesberg-Voreifel gehören folgende Personen qua Amt an: 
• Superintendentin: Pfarrerin Claudia Müller-Bück 

• Öffentlichkeitsreferentin: Dr. Uta Garbisch 

• Vertrauenspersonen: Sabine Cornelissen 

• fachkompetente Unterstützung durch die entsprechenden Aufgabenfelder und Referate 
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Individuell hinzugezogene und zu beteiligende Personen bei entsprechenden Verdachtsfällen sind: 

• Rechtsbeistand 

• Träger und leitungsverantwortliche Personen des Referates oder der Institution 

• auf gemeindlicher Ebene der/die Vorsitzende des jeweiligen Presbyteriums 

• gegebenenfalls Ansprechperson der Ansprechstelle für den Umgang mit Verletzungen gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung 

• gegebenenfalls insofern erfahrene Fachkraft 

• gegebenenfalls noch weitere wichtige Akteure 

 

V.IV Interventionsplan 

Kinder, Jugendliche und Schutzbefohlene suchen sich oftmals eine vertraute Person im näheren Umfeld und öffnen 

sich dort, wo sie sich sicher und verstanden fühlen. Diese vertraute Person ist in der Regel nicht die Vertrauensperson. 

Daher ist es notwendig, dass alle Mitarbeitenden im Kirchenkreis über die Vertrauensperson informiert sind. 

Idealerweise hängen in jeder Einrichtung vom Kirchenkreis erstellte Flyer und Plakate mit entsprechenden 

Informationen aus. 

Ehrenamtlich wie beruflich Mitarbeitende, denen ein Fall von sexualisierter Gewalt zugetragen wird, sollten sich 

ausdrücklich an die Vertrauensperson wenden oder bei Beratungsbedarf zur Einschätzung des Verdachts an die 

landeskirchliche Ansprechstelle, bei begründetem Verdacht an die landeskirchliche Meldestelle. 

Der Interventionsplan dient als strukturierter Handlungsleitfaden für ein professionelles Handeln und soll allen 

beteiligten Personen Handlungssicherheit bieten. 

Es sind drei unterschiedliche Handlungsebenen in den Blick zu nehmen:  

• die Ebene der Betroffenen 

• die Ebene der Einrichtung 

• die Ebene der beschuldigten Person(en) 

Darüber hinaus sind drei unterschiedliche Fallkonstellationen zu unterscheiden:  

• sexualisierte Gewalt durch Mitarbeitende 

• sexualisierte Gewalt von der berichtet wird, die aber außerhalb der Kirche stattgefunden hat, 

• sexualisierte Gewalt unter Schutzbefohlenen in der Kirche 

 

Nach einer erfolgten Intervention gemäß des Interventionsplans ist eine Aufarbeitung der Vorkommnisse und 

gegebenenfalls die Rehabilitierung einer Person essenziell. Fälle von sexualisierter Gewalt fügen allen beteiligten 

Personen und der Kirche großen Schaden zu. Ein Konzept zur Rehabilitation (wenn sich zum Beispiel herausstellt, 

dass die Beschuldigungen nicht zutreffen) ist enorm wichtig, insbesondere, wenn die beschuldigte Person in ihrer 

sozialen oder auch ökonomischen Existenz vernichtet wird. Auch da hat der Kirchenkreis eine Verantwortung. 

Aufgrund der Fürsorgepflicht für beschuldigte Mitarbeitende sind auch Aufarbeitung und Rehabilitierung Bausteine 

eines Schutzkonzeptes. 

Beim Handeln in Verdachtsmomenten oder bei Meldung über einen Fall von sexualisierter Gewalt fühlen sich viele 

Mitarbeitende erst einmal hilflos, da sie nicht jeden Tag mit diesen Themen konfrontiert sind. Daher sind neben dem 

Wissen um die Strukturen Handlungsleitfäden und Schulungen enorm wichtig. An dieser Stelle wollen wir als ersten 

Handlungsleitfaden auf die ERNST-Formel verweisen: 

• Erkennen 

• Ruhe bewahren 

• Nachfragen 

• Sicherheit herstellen 

• Täter/Täterinnen stoppen und Betroffene erkennen 

Im Anhang sind die uns wichtigsten Handlungsempfehlungen in Krisensituationen zusammengefasst. 
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V.V Vorgehen in Verdachtsfällen von sexualisierter Gewalt und oder Kindeswohl-

gefährdung 

Entsteht durch Beobachtungen oder Äußerungen von Mitarbeitenden, externen Personen oder Kindern, Jugendlichen 

und Schutzbefohlenen ein Verdacht von sexualisierter Gewalt oder einer anderen Kindeswohlgefährdung, sind diese 

detailliert zu dokumentieren. Äußerungen von Kindern, Jugendlichen und Schutzbefohlenen sind möglichst wörtlich 

zu notieren. 

Im ersten Vorgehen wird nicht zwischen Verdachtsfällen oder Wissen um Kindeswohlgefährdungen unterschieden. Im 

weiteren Verlauf, bei der Erhärtung des Verdachtes und den entsprechenden eintretenden Konsequenzen, sind sie 

sehr wichtig. Daher ist bei der Dokumentation festzuhalten, um welchen Verdachtsfall es sich handelt. 

• Verdachtsfall einer Kindeswohlgefährdung durch Mitarbeitende 

• Verdachtsfall einer Kindeswohlgefährdung durch externe Personen 

• Verdachtsfall einer Kindeswohlgefährdung durch Kinder und Jugendliche untereinander 

In Verdachtsfällen von Kindeswohlgefährdung werden die notwendigen Schritte nach Paragraf 8a SGB VIII 

(Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung) eingeschlagen. Beruflich Mitarbeitende sind dazu verpflichtet, bei 

gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung eine Gefährdungseinschätzung vorzunehmen und die 

Kindeswohlgefährdung dem Jugendamt zu melden, wenn die im Schutzplan vorgesehenen Maßnahmen das 

Kindeswohl nicht sichern können. 

Alle Mitarbeitenden sind in diesen Situationen dazu angehalten, sich an die Vertrauensperson im Kirchenkreis zu 

wenden. Die Vertrauensperson kann diesen bei einer ersten Einschätzung der Situation Unterstützung anbieten. 

Zudem hat sie genaue Kenntnis über die Verfahrenswege und den Interventionsplan und hat alle notwendigen 

Kontaktdaten zur Hand. 

Sofern es nicht um einen Verdacht gegen eine/n kirchliche/n Mitarbeitende/n geht, sollte ein Verdachtsfall zum Beispiel 

im Team offen thematisiert werden. Ziel ist Geheimnissen - gerade bei sexualisierter Gewalt - keinen Raum zu geben. 

Im Team sollte der entsprechende Verdachtsfall unter Einbeziehung der Leitung und einer insoweit erfahrenen 

Fachkraft besprochen werden, um weitere Beobachtungen und Äußerungen zusammenzutragen. Die Vermutungen 

sind zu überprüfen und das weitere Verfahren abzustimmen. 

In jedem Fall ist abzuwägen zwischen dem Anspruch, Geheimnissen keinen Raum zu geben, und dem Schutz aller 

beteiligten Personen. 

• Können Verdachtsmomente ausgeräumt werden, sind keine weiteren Schritte erforderlich 

• Werden weitere Informationen zur Einschätzung benötigt, ist es sinnvoll, das Kinder/Jugendliche/   

Schutzbefohlene gezielter zu beobachten. Im Anschluss erfolgt eine erneute Gefährdungseinschätzung 

• Bei latenter Gefährdung sind Kinder/Jugendliche/Schutzbefohlene, sofern das im Rahmen der Arbeit möglich  

   ist, zu schützen und entsprechende Maßnahmen vorzunehmen 

Im Verdachtsfall in einer Einrichtung ist umgehend die Vertrauensperson zu informieren.  

Ablauf: 

• Darstellung des Verdachts durch die Person, der der Verdacht mitgeteilt wurde, bei der Vertrauensperson 

• Gefährdungseinschätzung bei minderjährigen Betroffenen mit einer insoweit erfahrenen Fachkraft gem. § 8a  

SGB VIII und mit dem Interventionsteam 

• Vereinbarung von Maßnahmen zum Schutz des betroffenen Kindes, Jugendlichen oder der Schutzbefohlenen 

• Prüfung der Möglichkeit einer Strafanzeige 

• Prüfung der Einschaltung des Jugendamtes 

• Vereinbarung über das weitere Vorgehen 

• Entscheidung über eine Freistellung des/der Mitarbeitenden 

• Bei minderjährigen Betroffenen Einbeziehung der Personensorgeberechtigten, sofern hierdurch das Kindeswohl  

nicht gefährdet wird 

• Gegebenenfalls Hinzuziehung eines Juristen bzw. einer Juristin 

• Bei Kitas: Information an den örtlichen öffentlichen Jugendhilfeträger und das Landesjugendamt 

• Verpflichtung zur Verschwiegenheit 

• Bei begründetem Verdacht Meldepflicht an die landeskirchliche Meldestelle. 

• Treffen einer eindeutigen und ausreichenden Sprachregelung hinsichtlich des Verdachts auch für die  

Öffentlichkeit 

• Aufarbeitung nach einem Vorfall 

• Rehabilitierung 
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V.VI Sexualisierte Gewalt durch Vorgesetzte oder unter Mitarbeitenden 

In Fällen von sexualisierter Gewalt durch Vorgesetzte oder unter Mitarbeitenden greift das Allgemeine 

Gleichstellungsgesetz (AGG) zum Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz. 

Handelt es sich bei dem/der Beschuldigten um eine/n Pfarrer/Pfarrerin/Kirchenbeamt/Kirchenbeamtin kann zusätzlich 

zum Dienstrechtsverfahren auch ein Disziplinarverfahren eingeleitet werden.  

Die Einleitung eines Verfahrens nach dem Disziplinarrecht der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und dem 

Ausführungsgesetz der EKiR kann für Mitarbeitende im Kirchenkreis nur durch das Landeskirchenamt erfolgen. 

V.VII Meldepflicht 

Bei begründetem Verdacht besteht eine Meldepflicht an die landeskirchliche Meldestelle. Wenn Unsicherheit besteht, 

ob ein Verdacht vage oder begründet ist, kann die Vertrauensperson im Kirchenkreis hierzu beraten oder man kann 

sich an die landeskirchliche Ansprechstelle wenden. Alle beruflich Mitarbeitenden sind verpflichtet, die Meldung bei 

der Meldestelle selbst (telefonisch/per Mail oder persönlich nach Vereinbarung) vorzunehmen, bei ehrenamtlich 

Tätigen kann die Meldung auf Wunsch durch die Vertrauensperson erfolgen. 

Die Aufarbeitung aller Vorfälle und Verdachtsfälle von sexualisierter Gewalt und Kindeswohlgefährdung dient der 

Weiterentwicklung des Kirchenkreises. Die Fälle werden vom Interventionsteam unter Einbeziehung von internen und 

gegebenenfalls externen Fachkräften analysiert. Die Ergebnisse dienen der Verbesserung des Gesamtgefüges und 

einem besseren Schutz der uns anvertrauten Menschen. 

V.VIII Kommunikation 

Neben einer positiven Fehlerkultur wollen wir auch eine wertschätzende, enttabuisierte und angstfreie 

Gesprächskultur fördern. Ein gemeinsames Verständnis, eine klare Haltung und eine offene, wie auch transparente 

Kommunikation haben eine identitätsstiftende Wirkung. Sie schützt und stärkt Kinder, Jugendliche und 

Schutzbefohlene sowie Mitarbeitende. Zudem leistet sie einen wichtigen Beitrag zur Enttabuisierung und zur besseren 

Wahrnehmung von Verdachtsmomenten. 

In Fällen von sexualisierter Gewalt ist es unerlässlich, klare Kommunikationsstrategien und verantwortliche Personen 

festzulegen, um unkontrollierbaren Dynamiken entgegenzuwirken. Eine professionelle Kommunikation mit dem Ziel, 

nichts zu vertuschen, aber auch weder Fürsorgepflicht noch Datenschutzvorschriften zu verletzen, ist essenziell. (Vgl. 

Handbuch Schutzkonzepte sexueller Missbrauch, Befragungen zum Umsetzungsstand der Empfehlungen des 

Runden Tisches „Sexueller Kindesmissbrauch“, Bericht mit Praxisbeispielen zum Monitoring 2012 – 2013, hrsg. v. 

Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Missbrauchs (UBSKM), Berlin 2013, S. 34f.) 

In auftretenden Krisensituationen gibt es im Kirchenkreis Bad Godesberg-Voreifel eine klare Kommunikationsstruktur, 

an die sich alle Personen verbindlich halten. Wir unterscheiden zudem zwischen der externen und internen 

Kommunikation. 

a) Externe Kommunikation: 

Die Ansprechperson ist der/die Superintendent/Superintendantin. Er/sie wird unterstützt durch das Interventionsteam 

in Abstimmung mit der landeskirchlichen Ebene.  

Alle weiteren Personen sind angehalten, sich in keiner Richtung zu dem Verfahren und all seinen Aspekten zu äußern. 

Es erfolgt immer: „Kein Kommentar“. Zuwiderhandlungen und Verstöße gegen abgestimmte Verfahrensregeln haben 

dienstrechtliche Konsequenzen. 

b) Interne Kommunikation: 

Auch die Kommunikation und Information nach innen erfolgt ausschließlich durch den/die 

Superintendenten/Superintendantin oder mittels beauftragter Personen. Es erfolgen keine Kommentierungen durch 

weitere Personen. 

 Alle mittelbar und unmittelbar einbezogenen Personen bewahren völliges Stillschweigen über ihnen bekannt 

gewordene Aspekte des Verdachtsfalles. 
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V.IX Zusammenarbeit und Vernetzung mit den Jugendämtern 

Dem Kirchenkreis Bad Godesberg-Voreifel ist es großes Anliegen mit den Jugendämtern gemeinsam für den 

Kinderschutz einzutreten. Gemäß dem Schutzauftrag nach Paragraf 8a SGB VIII sollen nachhaltige und effektive 

Kooperationsformen zwischen Jugendämtern und Trägern aufgebaut und weiterentwickelt werden. Aus diesem Grund 

haben wir unser Schutzkonzept den zuständigen Jugendämtern vorgelegt. (Vgl. Kinderschutz in der Offenen Kinder- 

und Jugendarbeit, Umsetzung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung und Prüfung der persönlichen Eignung 

von Fachkräften, Ratgeber hrsg. v. Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg, 2. Aktualisierte 

Auflage, Stuttgart 2017, S. 16.). 

 
VI   ORGANISATIONSSTRUKTUR DES EVANGELISCHEN KIRCHENKREISES  

BAD GODESBERG-VOREIFEL 
Das Schutzkonzept des Evangelischen Kirchenkreises Bad Godesberg-Voreifel bildet den übergeordneten Rahmen 
für ein Schutzkonzept. 
Die Dienst- und Fachaufsicht gegenüber den Mitarbeitenden der Kirchengemeinde liegt bei den Pfarrpersonen der 
Gemeinde, bzw. der/dem Vorsitzenden des Jugendausschusses. Die jeweiligen Dienst- und Fachaufsichten sind klar 
geregelt und jeder/jedem Mitarbeitenden bekannt. 
Die Verfahrenswege zum Schutz gegen sexualisierte Gewalt sind durch das Konzept geregelt. 
Wiederkehrende Sensibilisierungsprozesse erfolgen innerhalb der Teams durch regelmäßige Besprechungen und 
Reflexionen der eigenen Haltung und Handlungen. Dabei kommt der jeweiligen Leitung eine besondere Verantwortung 
zu. Die Mitarbeiterinnenvertretung/Mitarbeitervertreter wird in die Entscheidungsprozesse entsprechend dem 
Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG-EKD) aktiv einbezogen. 
Die Verantwortung für die Öffentlichkeitsarbeit liegt bei dem/der Vorsitzenden des Presbyteriums in Absprache mit 
dem/der Superintendentin/Superintendent und dem/der Mitarbeiter/Mitarbeiterin im Bereich Öffentlichkeitsarbeit des 
Kirchenkreises. 
Das Schutzkonzept mit allen Abläufen und Zuständigkeiten wird vom Presbyterium beschlossen und dem KSV zur 
Genehmigung vorgelegt. Es wird digital im Gemeindebüro vorgehalten. 
Das Presbyterium beruft eine „Vertrauensperson“ als erste/n Ansprechpartnerin/Ansprechpartner in der Gemeinde, 
die in erster Linie als „Lotsen im System“ fungiert. Sie nimmt im konkreten Fall eine erste Orientierung vor und leitet 
diese an entsprechend geschulte und beauftragte Personen weiter. Selbstverständlich ist es auch möglich, sich direkt 
an die „Vertrauensperson“ des Kirchenkreises zu wenden. 

 

VI.I Allgemeines Beschwerdemanagement 
Ein weiteres Ziel dieses Schutzkonzeptes ist es, klar auf die Abläufe und Verantwortlichkeiten in Bezug auf das 
Beschwerde- und Notfallmanagement hinzuweisen. Nicht nur in Fällen von sexualisierter Gewalt ist ein klarer und 
transparenter Ablauf unabdingbar. Ein allgemeines Beschwerdemanagement trägt einen elementaren Teil zur 
Qualitätssicherung bei. 
Beschwerden sehen wir als konstruktive Kritik an, die auf einen Missstand hinweisen. Gemeldete Missstände können 
somit überprüft und im Bedarfsfall behoben werden. Viele Beschwerden werden nicht vorgetragen, da sie oftmals als 
nicht erfolgsversprechend angesehen werden. Dem möchten wir mit der Implementierung eines 
Beschwerdeverfahrens entgegenwirken. 
Beschwerden werden von dem/der Vorsitzenden des Presbyteriums beziehungsweise der Stellvertretung schriftlich, 
telefonisch oder persönlich entgegengenommen. Beschwerden werden ernst- und angenommen. Für Beschwerden 
über Leitungskräfte ist der Superintendent beziehungsweise die Superintendentin zuständig. 
Das allgemeine Beschwerdeverfahren ist unabhängig von Anschuldigungen, die den strafrechtlichen Bereich 
betreffen. In Fällen von sexualisierter Gewalt tritt immer der Interventionsplan in Kraft (Anhang). 

 

VI.II Beschwerdemanagement für Schutzbefohlene 
Im Bundeskinderschutzgesetz zur Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung laut §45 Abs. 2 Satz 3 SGB VIII ist 
geregelt, dass „zur Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in der Einrichtung geeignete Verfahren der 
Beteiligung sowie der Möglichkeit der Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten Anwendung finden“. Somit wird 
das Beschwerdemanagement zur tragenden Säule bei der Umsetzung der Rechte von Kindern, Jugendlichen und 
Schutzbefohlenen. 
Sich beschweren zu können und ein offenes Ohr zu finden, bedeutet Vertrauen aufzubauen und Hilfe zu bekommen. 
Je breiter das Verständnis von Beschwerden gefasst wird und auch klein wirkende Beschwerden ernst genommen 
werden, umso höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass Kinder, Jugendliche und Schutzbefohlene sich mit größeren und 
ernsten Problemen entsprechend mitteilen. Somit sind wir angehalten, eine beschwerdefreundliche Gemeindekultur 
und gleichzeitig verbindliche Verfahrensstandards zu entwickeln. Niemand darf aufgrund einer Beschwerde 
benachteiligt, diffamiert oder in einer anderen Art und Weise unter Druck gesetzt werden.  
Beschwerden sind ernst zu nehmen, zu prüfen, Änderungsmöglichkeiten mit den Kindern, Jugendlichen und 
Schutzbefohlenen partizipativ zu eruieren und zu implementieren. 
„Kinder und Jugendliche wenden sich in ihrem Alltag bei Sorgen, Nöten und Kritik an Menschen, denen sie vertrauen, 
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die sie gut kennen und einschätzen können und deren Rückmeldung sie als hilfreich erleben.“  Somit sind die 
Personen, die Kinder ansprechen, in der Regel nicht die von Vorgesetzten bestimmten Personen, sondern ihnen 
vertraute Menschen aus dem näheren Umfeld. Kinder und Jugendliche suchen sich diese Personen selbst aus. Aus 
diesem Grund sollten alle Mitarbeitenden über die geltenden Beschwerdewege informiert sein, um sicher in 
Krisensituationen handeln zu können. 
Bei Beschwerden in Fällen von sexualisierter Gewalt ist immer die „Vertrauensperson“ zu informieren. 

 

VI.III Fehlerkultur 
Grundsätzlich streben wir in der Gemeinde einen konstruktiven Umgang mit Fehlern an. Wir betrachten Fehler als 
Chance zur Weiterentwicklung und analysieren Entstehungszusammenhänge entsprechend gewissenhaft und 
sachlich. Fehler sind erlaubt, aber die Suche nach den Ursachen ist unerlässlich, um erneutem Fehlverhalten 
entgegenzuwirken. Zugeständnisse und der offene Umgang mit Fehlern sollten auch entsprechend honoriert werden. 
Uns ist bewusst: Eine gute Fehlerkultur ist die Basis für ein professionelles Beschwerdeverfahren. 
Allerdings erklären wir: Fehler sind in Bezug auf sexualisierte Gewalt anders zu betrachten. Die Kirchengemeinde hat 
gegenüber sexualisierter Gewalt eine klare Null-Toleranz-Haltung. Gerade im Kontext sexualisierter Gewalt ist ein 
frühzeitiges Erkennen und Melden von Fehlverhalten unabdingbar, um gezielt Korrektur- und Präventionsmaßnahmen 
vorzunehmen. Wir streben an, dass sich alle uns anvertrauten Menschen sicher sein können, dass in Fällen von 
sexualisierter Gewalt nach professionellen Standards gehandelt wird. 
Im Blick auf Täter und Täterinnen betonen wir: Jeder Mensch ist für sein Handeln verantwortlich und muss mit 
entsprechenden Konsequenzen rechnen. Dabei ist es uns ein Anliegen, auch im kirchlichen Sinne, dass wir die Taten 

und nicht den verantwortlichen Menschen verurteilen. 

 
 
 

VII Gesetzestexte 
 

 

Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 

§ 174 StGB : Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen 

(1) Wer sexuelle Handlungen 

 1.  
an einer Person unter sechzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in der 
Lebensführung anvertraut ist, 

 2.  

an einer Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in der 
Lebensführung anvertraut oder im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, unter 
Missbrauch einer mit dem Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs-, Dienst- oder Arbeitsverhältnis verbundenen 
Abhängigkeit oder 

 3.  
an einer Person unter achtzehn Jahren, die sein leiblicher oder rechtlicher Abkömmling ist oder der seines 
Ehegatten, seines Lebenspartners oder einer Person, mit der er in eheähnlicher oder 
lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft lebt, 

vornimmt oder an sich von dem Schutzbefohlenen vornehmen lässt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft. 

(2) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird eine Person bestraft, der in einer dazu bestimmten 
Einrichtung die Erziehung, Ausbildung oder Betreuung in der Lebensführung von Personen unter achtzehn Jahren 
anvertraut ist, und die sexuelle Handlungen 

 1.  
an einer Person unter sechzehn Jahren, die zu dieser Einrichtung in einem Rechtsverhältnis steht, das ihrer 
Erziehung, Ausbildung oder Betreuung in der Lebensführung dient, vornimmt oder an sich von ihr vornehmen 
lässt oder 

 2.  
unter Ausnutzung ihrer Stellung an einer Person unter achtzehn Jahren, die zu dieser Einrichtung in einem 
Rechtsverhältnis steht, das ihrer Erziehung, Ausbildung oder Betreuung in der Lebensführung dient, vornimmt 
oder an sich von ihr vornehmen lässt. 

(3) Wer unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 oder 2 

 1.  sexuelle Handlungen vor dem Schutzbefohlenen vornimmt oder 
 2.  den Schutzbefohlenen dazu bestimmt, dass er sexuelle Handlungen vor ihm vornimmt, 

um sich oder den Schutzbefohlenen hierdurch sexuell zu erregen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 
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(5) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, des Absatzes 2 Nummer 1 oder des Absatzes 3 in Verbindung mit 
Absatz 1 Nummer 1 oder mit Absatz 2 Nummer 1 kann das Gericht von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift 
absehen, wenn das Unrecht der Tat gering ist. 

§ 176  StGB: Sexueller Missbrauch von Kindern 

(1) Wer sexuelle Handlungen an einer Person unter vierzehn Jahren (Kind) vornimmt oder an sich von dem Kind 
vornehmen lässt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle Handlungen an einem Dritten vornimmt oder 
von einem Dritten an sich vornehmen lässt. 

(3) In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr zu erkennen. 

(4) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer 

 1.  sexuelle Handlungen vor einem Kind vornimmt, 

 2.  
ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle Handlungen vornimmt, soweit die Tat nicht nach Absatz 1 oder Absatz 
2 mit Strafe bedroht ist, 

 3.  
auf ein Kind mittels Schriften (§ 11 Absatz 3) oder mittels Informations- oder Kommunikationstechnologie 
einwirkt, um 

  a)  
das Kind zu sexuellen Handlungen zu bringen, die es an oder vor dem Täter oder einer dritten Person 
vornehmen oder von dem Täter oder einer dritten Person an sich vornehmen lassen soll, oder 

  b)  um eine Tat nach § 184b Absatz 1 Nummer 3 oder nach § 184b Absatz 3 zu begehen, oder 

 4.  
auf ein Kind durch Vorzeigen pornographischer Abbildungen oder Darstellungen, durch Abspielen von 
Tonträgern pornographischen Inhalts, durch Zugänglichmachen pornographischer Inhalte mittels Informations- 
und Kommunikationstechnologie oder durch entsprechende Reden einwirkt. 

(5) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer ein Kind für eine Tat nach den Absätzen 
1 bis 4 anbietet oder nachzuweisen verspricht oder wer sich mit einem anderen zu einer solchen Tat verabredet. 

(6) Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht für Taten nach Absatz 4 Nr. 3 und 4 und Absatz 5. 

 

§ 177 StGB : Sexueller Übergriff; sexuelle Nötigung; Vergewaltigung 

(1) Wer gegen den erkennbaren Willen einer anderen Person sexuelle Handlungen an dieser Person vornimmt oder 
von ihr vornehmen lässt oder diese Person zur Vornahme oder Duldung sexueller Handlungen an oder von einem 
Dritten bestimmt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer sexuelle Handlungen an einer anderen Person vornimmt oder von ihr vornehmen lässt 
oder diese Person zur Vornahme oder Duldung sexueller Handlungen an oder von einem Dritten bestimmt, wenn 

 1.  
der Täter ausnutzt, dass die Person nicht in der Lage ist, einen entgegenstehenden Willen zu bilden oder zu 
äußern, 

 2.  
der Täter ausnutzt, dass die Person auf Grund ihres körperlichen oder psychischen Zustands in der Bildung 
oder Äußerung des Willens erheblich eingeschränkt ist, es sei denn, er hat sich der Zustimmung dieser Person 
versichert, 

 3.  der Täter ein Überraschungsmoment ausnutzt, 
 4.  der Täter eine Lage ausnutzt, in der dem Opfer bei Widerstand ein empfindliches Übel droht, oder 

 5.  
der Täter die Person zur Vornahme oder Duldung der sexuellen Handlung durch Drohung mit einem 
empfindlichen Übel genötigt hat. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr ist zu erkennen, wenn die Unfähigkeit, einen Willen zu bilden oder zu 
äußern, auf einer Krankheit oder Behinderung des Opfers beruht. 

(5) Auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr ist zu erkennen, wenn der Täter 

 1.  gegenüber dem Opfer Gewalt anwendet, 
 2.  dem Opfer mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben droht oder 
 3.  eine Lage ausnutzt, in der das Opfer der Einwirkung des Täters schutzlos ausgeliefert ist. 

(6) 1In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren zu erkennen. 2Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 

 1.  
der Täter mit dem Opfer den Beischlaf vollzieht oder vollziehen lässt oder ähnliche sexuelle Handlungen an 
dem Opfer vornimmt oder von ihm vornehmen lässt, die dieses besonders erniedrigen, insbesondere wenn sie 
mit einem Eindringen in den Körper verbunden sind (Vergewaltigung), oder 

 2.  die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird. 

https://dejure.org/gesetze/StGB/11.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/184b.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/184b.html
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(7) Auf Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter 

 1.  eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug bei sich führt, 

 2.  
sonst ein Werkzeug oder Mittel bei sich führt, um den Widerstand einer anderen Person durch Gewalt oder 
Drohung mit Gewalt zu verhindern oder zu überwinden, oder 

 3.  das Opfer in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung bringt. 

(8) Auf Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter 

 1.  bei der Tat eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug verwendet oder 
 2.  das Opfer 
  a)  bei der Tat körperlich schwer misshandelt oder 
  b)  durch die Tat in die Gefahr des Todes bringt. 

(9) In minder schweren Fällen der Absätze 1 und 2 ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu drei Jahren, in 

minder schweren Fällen der Absätze 4 und 5 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen der Absätze 7 und 8 ist auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

 

§ 180 StGB : Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger 

(1) 1Wer sexuellen Handlungen einer Person unter sechzehn Jahren an oder vor einem Dritten oder sexuellen 
Handlungen eines Dritten an einer Person unter sechzehn Jahren 

 1.  durch seine Vermittlung oder 
 2.  durch Gewähren oder Verschaffen von Gelegenheit 

Vorschub leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 2Satz 1 Nr. 2 ist nicht 
anzuwenden, wenn der zur Sorge für die Person Berechtigte handelt; dies gilt nicht, wenn der Sorgeberechtigte 
durch das Vorschubleisten seine Erziehungspflicht gröblich verletzt. 

(2) Wer eine Person unter achtzehn Jahren bestimmt, sexuelle Handlungen gegen Entgelt an oder vor einem Dritten 
vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, oder wer solchen Handlungen durch seine 
Vermittlung Vorschub leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Wer eine Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in der 
Lebensführung anvertraut oder im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, unter 
Missbrauch einer mit dem Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs-, Dienst- oder Arbeitsverhältnis verbundenen 
Abhängigkeit bestimmt, sexuelle Handlungen an oder vor einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich 
vornehmen zu lassen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 ist der Versuch strafbar. 

 

§ 182 StGB : Sexueller Missbrauch von Jugendlichen 

(1) Wer eine Person unter achtzehn Jahren dadurch missbraucht, dass er unter Ausnutzung einer Zwangslage 

 1.  sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen lässt oder 

 2.  
diese dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich 
vornehmen zu lassen, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird eine Person über achtzehn Jahren bestraft, die eine Person unter achtzehn Jahren dadurch 
missbraucht, dass sie gegen Entgelt sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen lässt. 

(3) Eine Person über einundzwanzig Jahre, die eine Person unter sechzehn Jahren dadurch missbraucht, dass sie 

 1.  sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen lässt oder 

 2.  
diese dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich 
vornehmen zu lassen, 

und dabei die ihr gegenüber fehlende Fähigkeit des Opfers zur sexuellen Selbstbestimmung ausnutzt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) In den Fällen des Absatzes 3 wird die Tat nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde 
wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten 
hält. 
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(6) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 kann das Gericht von Strafe nach diesen Vorschriften absehen, wenn bei 
Berücksichtigung des Verhaltens der Person, gegen die sich die Tat richtet, das Unrecht der Tat gering ist. 

 

§ 183 StGB und § 184 StGB beschäftigen sich mit exhibitionistischen Handlungen  

und der Verbreitung pornographischer Schriften.  

§ 8a SGB VIII : Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(1) 1Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. 
2Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das 
Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung 
einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei einen unmittelbaren 
Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen. 3Hält das Jugendamt zur 
Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese den 
Erziehungsberechtigten anzubieten. 

(2) 1Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das Gericht anzurufen; 
dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos mitzuwirken. 2Besteht eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht 
abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 

(3) 1Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der Einrichtungen der 
Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die 
Erziehungsberechtigten hinzuwirken. 2Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich und wirken die 
Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur 
Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 

(4) 1In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen nach diesem Buch 
erbringen, ist sicherzustellen, dass 

 1.  
deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung eines von ihnen betreuten 
Kindes oder Jugendlichen eine Gefährdungseinschätzung vornehmen, 

 2.  bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft beratend hinzugezogen wird sowie 

 3.  
die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die Gefährdungseinschätzung einbezogen 
werden, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

2In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen 
Fachkraft insbesondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den 
Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und 
das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders abgewendet werden kann. 

(5) 1Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die Gewährung von Leistungen zuständigen örtlichen Träger die Daten 
mitzuteilen, deren Kenntnis zur Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a erforderlich 
ist. 2Die Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches zwischen den Fachkräften der beiden örtlichen Träger 
erfolgen, an dem die Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche beteiligt werden sollen, 
soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

 

§ 72a SGB VIII:  Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen 

(1) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- und 
Jugendhilfe keine Person beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 
bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des 
Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist. 2Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder Vermittlung und in 
regelmäßigen Abständen von den betroffenen Personen ein Führungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 
1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe 
sicherstellen, dass diese keine Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden 
ist, beschäftigen. 

(3) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer Verantwortung keine neben- oder 
ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in 
Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht 
oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. 2Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe über die 
Tätigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des 

https://dejure.org/gesetze/SGB_VIII/8a.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/171.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/174.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/174c.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/176.html
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https://dejure.org/gesetze/StGB/181a.html
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https://dejure.org/gesetze/StGB/184g.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/184i.html
https://dejure.org/gesetze/StGB/201a.html
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Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach 
Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 

(4) 1Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe 
sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass unter deren Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich 
tätige Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von 
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder 
einen vergleichbaren Kontakt hat. 2Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten schließen, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund 
von Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme 
in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 

(5) 1Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 3 und 4 eingesehenen Daten 
nur den Umstand, dass Einsicht in ein Führungszeugnis genommen wurde, das Datum des Führungszeugnisses und 
die Information erheben, ob die das Führungszeugnis betreffende Person wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 
rechtskräftig verurteilt worden ist. 2Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen diese erhobenen Daten 
nur speichern, verändern und nutzen, soweit dies zum Ausschluss der Personen von der Tätigkeit, die Anlass zu der 
Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen ist, erforderlich ist. 3Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu 
schützen. 4Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach Absatz 3 
Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. 5Andernfalls sind die Daten spätestens drei Monate nach der 
Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen. 

 

Rechtliche Auslegung zur Kindeswohlgefährdung im Rahmen des SGB VIII 

 

I. Allgemeines 

 

Der Kirchenkreis ist Träger der freien Jugendhilfe nach § 3 SGB VIII. Nach § 4 Abs. 1 SGB VIII sollen die Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe (Jugendamt) mit den Trägern der freien Jugendhilfe zum Wohle junger Menschen und ihrer 

Familien zusammenarbeiten.  

Nach § 74 SGB VIII sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Träger der freien Jugendhilfe fördern. Eine auf 

Dauer angelegte Förderung setzt in der Regel die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII 

voraus. Kirchen gelten dabei per Gesetz als anerkannte Träger der freien Jugendhilfe gemäß § 75 Abs. 3 SGB VIII.  

 

II. Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

 

§ 8a SGB VIII regelt den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung. 

Durch § 8a Abs. 4 SGB VIII werden auch Träger von Einrichtungen und Diensten in den staatlichen Schutzauftrag 

durch Sicherstellungsvereinbarungen einbezogen. Es soll sichergestellt werden, dass die Mitarbeiter von Trägern der 

freien Jugendhilfe ihren spezifischen Schutzauftrag wahrnehmen. Dazu zählt auch, dass sie einen Anspruch auf 

Beratung durch Fachkräfte des Jugendamtes haben (auch bevor eine etwaige Anzeige einer Kindeswohlgefährdung 

an das Jugendamt erfolgt). 

Voraussetzung für die Aktivierung des Schutzauftrages des Jugendamtes ist, dass dem Jugendamt gewichtige 

Anhaltspunkte einer Kindeswohlgefährdung bekannt werden. 

Dies kann durch Mitteilung des Trägers der freien Jugendhilfe geschehen, indem der Mitarbeiter sich an das 

Jugendamt wendet und diesem die Informationen bezüglich einer vermuteten oder erkannten Kindeswohlgefährdung 

mitteilt.   

Die Schutzverpflichtung des § 8a SGB VIII knüpft an der Begriffsbestimmung zur Kindeswohlgefährdung des § 1666 

BGB an. § 1666 BGB nennt die Gefährdung des körperlichen, geistigen und seelischen Wohls des Kindes sowie sein 

Vermögen. 

Der Bundesgerichtshof beschreibt den Begriff der Kindeswohlgefährdung als „eine gegenwärtig in einem solchen 

Maß vorhandene Gefahr, dass sich bei einer weiteren Entwicklung eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher 

Sicherheit voraussehen lässt“.  

Liegen die Voraussetzungen vor, kann das Familiengericht Maßnahmen ergreifen. Eingriffsschwelle für das 

Familiengericht ist damit eine bereits eingetretene Kindeswohlgefährdung. Das Familiengericht ergreift also dann 

Maßnahmen, wenn das Kindeswohl beeinträchtigt  bzw. ein Schaden eingetreten ist. Beispielhaft kommen hier 

https://dejure.org/gesetze/SGB_VIII/54.html
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Vernachlässigung, körperliche Misshandlung, seelische Misshandlung, sexuelle Gewalt und Belastung durch 

Erwachsenenkonflikte in Betracht. 

Im Gegensatz hierzu wird der Schutzauftrag des Jugendamts bereits durch „gewichtige Anhaltspunkte“ der 

Kindeswohlgefährdung ausgelöst. Dies stellt einen unbestimmten Rechtsbegriff dar, der durch die Praxis näher 

konkretisiert werden muss. 

Gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung sind konkrete Hinweise oder Informationen, die das 

Kind oder der Jugendliche, das Lebensumfeld bzw. die mangelnde Mitwirkungsbereitschaft der 

Erziehungsberechtigten vermitteln, z.B.: 

• nicht plausibel erklärbare sichtbare Verletzungen (auch Selbstverletzungen), 

• körperliche oder seelische Krankheitssymptome (Einnässen, Ängste, Zwänge, etc.), 

  • unzureichende Flüssigkeits- und/oder Nahrungszufuhr, 

  • fehlende, aber notwendige ärztliche Vorsorge und Behandlung, 

  • Gewalttätigkeiten in der Familie, 

  • sexuelle oder kriminelle Ausbeutung des Kindes oder Jugendlichen, 

• Eltern psychisch krank oder suchtkrank, körperlich oder geistig beeinträchtigt, 

  • Familie in finanzieller bzw. materieller Notlage. 

 

Eine rein abstrakte Gefahr ist nicht ausreichend und wäre ein unzulässiger Eingriff in das verfassungsrechtlich 

geschützte Elternrecht. So sind beispielsweise allein die Tatsache, dass die Kinder nicht an Vorsorge- und 

Früherkennungsuntersuchungen teilnehmen oder ein Insolvenzverfahren gegen einen Erziehungsberechtigten 

eröffnet wurde, regelmäßig keine gewichtigen Anhaltspunkte im Sinne des § 8a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII (so Kößler in: 

Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VIII, 1. Aufl. 2014, § 8a SGB VIII, Rn. 22). 

 

Zusammenfassend lässt sich anhand des § 8a SGB VIII ein “Fahrplan” für das Jugendamt aufstellen, wie es 

vorzugehen hat, wenn es Hinweise auf eine Kindeswohlgefährdung erhält. Dieser Fahrplan gilt auch entsprechend für 

den freien Träger, da auch dieser solche Hinweise erhalten kann. 

1. Um eine gesicherte Tatsachenbasis für das weitere Verfahren zu schaffen, müssen weitere Informationen 

eingeholt werden. 

2. Abschätzung des Gefährdungsrisikos für das Kind: 

- Mehrere Fachkräfte sollen einschätzen, wie hoch der Grad der Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts bei 

dem Kind ist. Keine Fachkraft darf diese Einschätzung alleine vornehmen. Es besteht eine Pflicht zur Teamarbeit. 

- Wichtig: Für diese Abschätzung sind auch die Eltern und das Kind mit einzubeziehen 

 Wenn an dieser Stelle bisher nur der freie Träger Kenntnis von Hinweisen hat und die Eltern bei der 

Gefährdungsabschätzung nicht mitwirken, ist an dieser Stelle spätestens das Jugendamt zu informieren. 

3. Dokumentation, mit welchen Hilfen der Schadenseintritt abgewehrt werden kann. 

4. Diese Hilfe den Eltern anbieten. 

5. Wenn diese Hilfen nicht ausreichen oder die Eltern die Hilfen ablehnen, ist die Gefährdungsschwelle des § 

1666 BGB erreicht. 

6. Jetzt kann das Familiengericht eingeschaltet werden. 

7. Wenn die Entscheidung des Familiengerichts nicht abgewartet werden kann (bei Gefahr im Verzug), muss das 

Jugendamt das Kind in seine Obhut nehmen; § 42 Abs.1 Satz 1 Nr. 2b SGB VIII. 

 

Zentral beim Verfahren der Reaktion zur Aktivierung des staatlichen Schutzauftrags ist die dem Art. 6 Abs. 2 Satz 2 

GG zu Grunde liegende Wertentscheidung, dass die konkrete Bestimmung des Kindeswohls zunächst „Sache der 

Eltern“ ist. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sind die Eltern grundsätzlich frei von 

staatlichem Einfluss und können nach eigenen Vorstellungen darüber entscheiden, wie sie ihre Elternverantwortung 

ausgestalten möchten. Das Kindeswohl bildet jedoch nicht nur die Richtschnur, sondern auch die Grenze für das 

Elternrecht. So können sich Eltern nicht (mehr) auf ihr Elternrecht berufen, wenn sie das Wohl ihres Kindes gefährden. 

In diesem Fall wird der Schutzauftrag des Staates aufgrund seines staatlichen Wächteramtes aktiviert (Art. 6 Abs. 2 
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Satz 2 GG). Für staatliche Eingriffe in die Eltern-Kind-Beziehung gilt zudem der Grundsatz der Subsidiarität; sie 

müssen ausdrücklich gerechtfertigt, also begründet werden (Kößler in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VIII, 1. Aufl. 

2014, § 8a SGB VIII, Rn. 16). 

 

III. Strafrechtlich relevante Handlungspflicht des Mitarbeitenden 

 

Die Handlungspflicht des § 8a SGB VIII begründet darüber hinaus auch die strafrechtliche Handlungspflicht bei 

einer Garantenstellung der Fachkraft im Jugendamt. Unter den Voraussetzungen des § 13 StGB kann sich ein 

Mitarbeiter u.a. wegen Tötung oder Körperverletzung durch Unterlassen strafbar machen. Seine dafür erforderliche 

Garantenstellung ergibt sich aus dem Wächteramt des Staates nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG. 

Für die Mitarbeiter eines freien Trägers ergibt sich die Garantenstellung aus der tatsächlichen oder vertraglichen 

Schutzübernahme für das Kind. Diese Garantenstellung verpflichtet den Mitarbeiter, durch Handeln den Erfolg im 

Sinne des Strafrechts abzuwenden. 

Damit eine Strafbarkeit durch Unterlassen vorliegt, müssen also verschiedene Voraussetzungen erfüllt sein, 

insbesondere das Vorliegen einer Rechtsgutverletzung (Erfolgseintritt), die Pflicht zur Abwehr des Erfolges 

(Garantenstellung), die Kausalität des Unterlassen für den Erfolgseintritt sowie das Vorliegen von Vorsatz oder 

Fahrlässigkeit hinsichtlich des Erfolgseintritts. Fahrlässigkeit liegt bereits dann vor, wenn der Täter objektiv gegen eine 

Sorgfaltspflicht verstößt, die gerade dem Schutz des beeinträchtigten Rechtsgutes dient und wenn dieser 

Pflichtverstoß eine Rechtsgutverletzung oder Gefährdung zur Folge hat, die der Täter nach seinen subjektiven 

Kenntnissen und Fähigkeiten vorhersehen und vermeiden konnte. 

 

IV. Datenschutz 

Die §§ 61 ff. SGB VIII ergänzen den Sozialdatenschutz, der bereits im SGB I und im SGB X enthalten ist. Dem 

Datenschutz kommt in der Kinder- und Jugendhilfe eine erhöhte Bedeutung zu, da er für viele Familien Voraussetzung 

ist, überhaupt erst über ihre Probleme zu sprechen. Haben sie das Gefühl, dass mit ihren Daten nicht sensibel 

umgegangen wird, kann dies dazu führen, dass sie sich der Mitarbeit verweigern und sich dies nachteilig für das Kind 

auswirkt.  

Sozialdaten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren 

natürlichen Person (Betroffener), die von einer in § 35 SGB I genannten Stelle im Hinblick auf ihre Aufgaben nach dem 

SGB erhoben, verarbeitet oder genutzt werden. Einzelangaben sind Informationen, die sich auf eine bestimmte 

natürliche Person beziehen oder die geeignet sind, einen Bezug zu einer Person herzustellen, und die etwas über 

diese Person aussagen (Kirchhoff in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VIII, 1. Aufl. 2014, § 61 SGB VIII, Rn. 23). 

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat auch hier sicherzustellen, dass der freie Träger ebenfalls den Schutz der 

Sozialdaten wahrt, vgl. § 61 Abs. 3 SGB VIII. 

Daten dürfen nur erhoben werden, wenn deren Kenntnis zur Erfüllung einer Aufgabe des Jugendhilfeträgers 

erforderlich ist, vgl. §§ 62 Abs. 2 SGB VIII und 67a Abs. 1 SGB X. Die Erforderlichkeit ist aus fachlicher Sicht zu 

begründen. Der Betroffene muss über die Erhebung und den Zweck unterrichtet werden, soweit dies nicht offenkundig 

ist, vgl. §§ 62 Abs. 2, 67a Abs. 3 SGB X. 

Der Grundsatz der Erforderlichkeit ist auch bei der Datenspeicherung zu beachten.  

Übermitteln ist das Bekanntgeben von Daten an einen Dritten in der Weise, dass die Daten an einen Dritten 

weitergegeben werden oder der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltener Daten einsieht oder abruft (§ 67 

Abs. 6 Nr. 3 SGB X). Neben den gesetzlichen Übermittlungsbefugnissen nach §§ 68-77 SGB X kommt die Einwilligung 

des Betroffenen als Befugnisgrundlage in Betracht.  

Bei der Übermittlung von Daten ist problematisch, dass diese Daten oftmals im Vertrauen erlangt worden sind. Die 

Übermittlung an eine weitere Stelle scheint jedoch notwendig, um eine mögliche Kindeswohlgefährdung abzuwenden. 

 

V. Mitarbeit in der öffentlichen und freien Jugendhilfe; Tätigkeitsausschluss 

Nach § 72 SGB VIII sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei den Jugendämtern hauptberuflich nur Personen 

beschäftigen, die sich für die jeweilige Aufgabe nach ihrer Persönlichkeit eignen und eine dieser Aufgabe 

entsprechende Ausbildung erhalten haben oder aufgrund der Erfahrung in der sozialen Arbeit in der Lage sind, die 

Aufgabe zu erfüllen.  
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§ 72a SGB VIII normiert einen Tätigkeitsausschluss für einschlägig vorbestrafte Personen. Über § 72a Abs. 2 SGB VIII 

gilt dieser Tätigkeitsausschluss auch für die Mitarbeit bei Trägern der freien Jugendhilfe. Er bezieht sich nicht nur auf 

hauptberufliche, sondern über § 72a Abs. 4 SGB VIII auch auf nebenberufliche und ehrenamtliche Tätigkeiten. Es ist 

Aufgabe des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, dies durch Vereinbarung sicherzustellen. 

Der Tätigkeitsausschluss bezieht sich auf folgende Straftaten:  

- Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht, § 171 StGB 

- Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, insb. sexueller Missbrauch, Vergewaltigung, §§ 174-174c, 176-

180a StGB 

- Zuhälterei, § 181 a StGB 

- u.a. exhibitionistische Handlungen; Erregung öffentlichen Ärgernisses; Verbreitung, Erwerb, Besitz 

(kinder)pornographischer Schriften; jugendgefährdende Prostitution, §§ 182-184g StGB 

- Misshandlung von Schutzbefohlenen, § 225 StGB 

- Menschenhandel, §§ 232-233a StGB 

- Menschenraub, § 234 StGB 

- Entziehung Minderjähriger, § 235 StGB 

- Kinderhandel, § 236 StGB 

 

Geeignete Möglichkeit zur Überprüfung ist die Vorlage eines Führungszeugnisses. Problematisch ist jedoch, dass der 

Arbeitgeber dadurch auch Kenntnis von anderen, für die Jugendarbeit nicht relevanten Straftaten, wie zum Beispiel 

Verkehrsdelikten, bekommen kann. Dem Mitarbeiter sollte also die Wahl haben, ob er sein Führungszeugnis vorlegt 

oder ob er es zum Beispiel bei einem Notar hinterlegt und dieser dem Arbeitgeber dann die relevanten Tatsachen 

mitteilt.  

Für den freien Träger gilt zu beachten, dass durch eine im laufenden Beschäftigungsverhältnis begangene Straftat das 

Arbeitsverhältnis nicht mit der Rechtskraft des Urteils aufgehoben wird. Es bedarf vielmehr einer entsprechenden 

arbeitsrechtlicher Vorgehensweise, wie zum Beispiel den Ausspruch der außerordentlichen Kündigung. 

 
 
 
 
 
 
 
 


